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Vernehmlassungsverfahren 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement 

Schweizerisches Strafgesetzbuch und Militärstrafgesetz  
(Umsetzung von Art. 121 Abs. 3–6 BV über die Ausschaffung 
krimineller Ausländerinnen und Ausländer) 
Der Bundesrat schickt zwei Varianten zur Umsetzung der neuen Verfassungs-
bestimmungen über die Ausschaffung krimineller Ausländerinnen und Ausländer in 
die Vernehmlassung. Beide sehen die Einführung einer neuen Form der Landes-
verweisung im Strafgesetzbuch vor. Die vom Bundesrat favorisierte Variante 1 
strebt eine vermittelnde Lösung an, welche sowohl dem von den neuen Verfas-
sungsbestimmungen angestrebten Ausweisungsautomatismus als auch den beste-
henden Verfassungsgrundsätzen und Menschenrechtsgarantien so weit als möglich 
Rechnung trägt. Die Variante 2 entspricht dem Lösungsvorschlag, der von den 
Vertretern des Initiativkomitees im Rahmen einer vom Eidgenössischen Justiz- und 
Polizeidepartement eingesetzten Arbeitsgruppe eingebracht worden ist. Sie geht im 
Ergebnis davon aus, dass die neuen Verfassungsbestimmungen als jüngeres Recht 
absoluten Vorrang haben vor dem bisherigen Verfassungsrecht und vor dem nicht 
zwingenden Völkerrecht – insbesondere den internationalen Menschenrechtsgaran-
tien. 

Vernehmlassungsfrist: 30. September 2012 

Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden bei:  
Bundesamt für Justiz, Fachbereich Straf- und Strafprozessrecht, Bundesrain 20, 
3003 Bern, Telefon 031 322 41 19, Fax 031 312 14 07, www.bj.admin.ch 

Die Vernehmlassungsunterlagen sind elektronisch abrufbar unter:  
www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html 

5. Juni 2012 Bundeskanzlei 

 


